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Eckart Hildebrandt

Für eine tarifvertraglich 
flankierte Betriebspolitik

Neue Anforderungen bei 
systemischer Rationalisierung

Eine Voraussetzung dafür, daß neue 
Wege eingeschlagen werden können, 
besteht darin, daß erst einmal benannt wird, 
wie die alten Wege ausgesehen haben und 
weshalb genau sie nicht mehr weiterführen. 
Erst daraus lassen sich Richtungen für eine 
Weiterentwicklung der betrieblichen Interes­
senvertretung angeben. Es wäre fatal -  wie 
dies in vielen Beiträgen zur Technikgestal­
tung und neuen Partizipationsmöglichkeiten 
nahegelegt wird -  vorschnell neue Ansätze 
von Gewerkschaftspolitik zu erfinden, denen 
im Betrieb die sachliche und politische 
Grundlage fehlt.

Ein zentraler Gefährdungsbereich für 
die gewachsene betriebliche Interessenver­
tretung ist die systematische Rationalisie­
rung aller Betriebsbereiche mittels neuer 
Informationstechnologien, also die Einfüh­
rung von Bausteinen des Computer Integra­
ted Manufacturing der computergestützten 
Produktion wie CAD, CAM und PPS1. Die 
Einführung dieser Technologien ist eine rela­
tiv neue Entwicklung, die zusehends den 
Blick für die Defizite der Mitbestimmung im 
Betrieb freilegt. Welche Eigenschaften und 
Dimensionen dieser systemischen Rationali­
sierung lassen nun gewachsene Interessen­
vertretungsstrukturen veralten?

O  Die Zentralisierung von Planung und 
Durchsetzung der Rationalisierung in den 
verschiedenen Unternehmensbereichen bei 
der Unternehmens- und Betriebsleitung, 
verbunden mit

©  der Unsichtbarkeit informationstech­
nologischer Datenaufnahme, -Verknüpfung 
und -Verarbeitung, verbunden mit

©  ständigen Rationalisierungsschhtten 
und einer hohen Ungleichmäßigkeit des 
Rationalisierungsgrades in den verschiede­
nen Unternehmensbereichen (d. h. dem 
Fehlen eines stabilen Endzustands) 
führen dazu, daß die Betriebsräte viele Ratio­
nalisierungsschritte nur sehr spät oder gar 
nicht wahrnehmen und den inneren Zusam­
menhang zwischen ihnen kaum hersteilen 
können.

©  Aus dem Prozeßcharakter der Pla­
nung und Einführung informationstechnolo­
gischer Systeme und dem Vorherrschen 
(EDV)-technischer Gestaltungskriterien folgt, 
daß die sozialen Folgen für alle betrieblichen 
Parteien nur schwer vorhersehbar sind. 
Frühzeitiger Information sowie sozialer Kon­
trolle und Gestaltung bereits im Planungssta­
dium sind Grenzen gesetzt.

* Dr„ WZ Berlin.
1 Ich beziehe mich im 

folgenden auf die Ergeb­
nisse eines sozialwissen­
schaftlichen Forschungs­
projekts über computerge­
stützte Produktionsplanung 
und Steuerung im Maschi­
nenbau, das von 1983 bis 
1987 zusammen mit 
R. Seltz am Wissen­
schaftszentrum Berlin 
durchgeführt wurde.
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0 Durch die zunehmende Vernetzung 
verschiedener betrieblicher Funktionen und 
ihre Neuschneidung mittels EDV treten Ursa­
che und Wirkung weit auseinander; die ein­
zelnen Rationalisierungsschritte und sozia­
len Folgen sind einander kaum noch zuzu­
ordnen. Unterschiedliche Beschäftigten­
gruppen werden in unterschiedlicher Weise 
betroffen. Dabei treten Umverteilungen von 
Kompetenzen und Flandlungsspielräumen, 
aber auch Kontrollbeziehungen und Bela­
stungen auf. Das betriebliche Koopera­
tionsgefüge wird neu geordnet.

©  Die damit einhergehende Neuschnei­
dung von Tätigkeiten und Kooperationsbe­
ziehungen (von gelegentlichen Teams bis zu 
Arbeitssystemen oder Arbeitsgruppen) rük- 
ken neben den klassischen Themen der 
Betriebsratsarbeit ganz neue Themen in den 
Vordergrund, wie z. B. das Thema der perso­
nenbezogenen Kontrolle und -  weiterge­
hend -  der systemischen Kontrolle. Dabei 
entstehen neue Tätigkeitszuschnitte von 
Facharbeit, die neben einer Zusatzqualifizie­
rung durch Tätigkeitsanreicherung zu perso­
neller Integration und organisatorischer Indi­
vidualisierung führen.

Q  Integrierte informationstechnische 
Systeme sind in ihrer betrieblichen Nutzung 
in besonderem Maße auf die Akzeptanz der 
Anwender angewiesen. Die Unternehmens­
leitungen gehen daher zunehmend dazu 
über, nicht fertige Systeme dem Betrieb auf­
zuzwingen, sondern die Systemkonzeption 
betriebsnah zu entwickeln und unter Beteili­
gung von Vertretern der betroffenen 
Betriebsbereiche einzuführen (kooperatives 
Projektmanagement). Dies geschieht häufig 
in Projektteams oder Einführungsgruppen, 
die in der Regel auch den Betriebsräten 
offenstehen. Mit diesen Teams hat das 
Management gezielt ein neues betriebliches 
Gestaltungsfeld (konsultative Entschei­
dungsfindung) geschaffen, in dem Technik 
und Arbeitsorganisation und damit auch 
deren soziale Folgen in erheblichem Maße 
beeinflußt werden können. Flauptakteure 
sind hier Ingenieure und EDV-Techniker, die 
nicht zu den traditionellen Organisationska­
dern der Betriebsratsgremien gehören und 
die die Gewichtsverlagerung in der Beschäf- 
tigtenstruktur hin zu den Angestellten ver­
stärken.

0 Moderne Produktions- und Organisa­
tionsverfahren beruhen in immer stärkerem 
Maße auf fachspezifischem Wissen, das 
außerhalb der Betriebe in Universitäten und 
Forschungszentren produziert wird (Verwis­
senschaftlichung). Das Wissen über die klas­
sischen Themen der Betriebratsarbeit ein­
schließlich des produktionsbezogenen Fach- 
und Erfahrungswissens verliert an Bedeu­
tung und veraltet. Mit der Verwissenschaftli­
chung der Produktion nimmt der Einfluß 
externer Experten zu. Sie werden in der 
Regel vom Management bestellt und stützen 
dessen unternehmenspolitische Positionen.

Der betriebliche Lernprozeß, in dem die 
Betriebsräte diese verschiedenen Gefähr­
dungsmomente wahrnehmen, ist ein sehr 
langsamer. Ihre gegenwärtige Haltung

gegenüber dem informationstechnischen 
Rationalisierungsschub ist mehrheitlich 
durch Verunsicherung und Resignation 
geprägt. Das Innovationstempo im organisa­
tions- und produktionstechnischen Bereich 
ist inzwischen so hoch, die Komponenten 
des Gesamtproduktionsprozesses sind so 
komplex und zahlreich, daß ein Schritthalten 
oder sogar ein Beherrschen bei gegebenen 
Vertretungsstrukturen immer weniger mög-
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dem direkten Zugriff der Produktionsleitung 
auf die Arbeitsprozesse werden dem 
Betriebsrat auch aus der Sicht der Beschäf­
tigten zentrale Zuständigkeiten entzogen.

Die Betriebsräte reagieren auf diese 
Umbruchsituation in der Regel konservativ: 
Sie versuchen, die neue Situation mit alten 
Mitteln zu bewältigen. Sie versuchen insbe­
sondere über Betriebsvereinbarungen oder 
-  in schwächerer Form -  überZusicherun-n—

Neue Formen der Ferti­
gungssteuerung können 
die Lohnform Akkord zer­
stören, so daß neue, ange­
messene Formen der 
Lohnsicherung und Lei­
stungsbegrenzung gefun­
den werden müssen.

lieh erscheint -  was übrigens auch für die 
Mehrzahl der Unternehmensleitungen im 
mittelständisch geprägten Maschinenbau 
gilt. Bevor das Betriebsratsgremium sich 
Informationen zusammengesucht und sich 
eine Position erarbeitet hat, ist schon die 
nächste Rationalisierungsstufe erreicht, ist 
bereits so viel festgelegt und verankert, daß 
es scheint, als ob nichts mehr zu bewegen 
sei. Und -  wohl eine der wichtigsten Ent­
wicklungen — durch vernetzte Informations­
systeme erlangen die Unternehmensleitun­
gen nach und nach eine Transparenz und 
Kontrolle über alle Unternehmensbereiche 
und -abläufe, aber auch über die Wissensbe­
stände in den verschiedenen Tätigkeitsberei­
chen, so daß sich die Machtverhältnisse im 
Betrieb massiv verschieben.

Die Vermittlungsrolle und d. h. auch die 
Machtposition des Betriebsrates beruht ja 
traditionell auf konkretem Prozeßwissen, das 
der Unternehmensleitung nicht zugänglich 
ist, beruht auf Handlungsspielräumen der 
Beschäftigten, die die Unternehmensleitung 
nicht direkt steuern und kontrollieren kann 
(z. B. bei der Reklamation von Vorgabezei­
ten). Mit zunehmender Transparenz und

gen der Unternehmensleitungen, Besitz­
standssicherung zu erreichen. Sie versu­
chen, unabhängig von den Veränderungen 
der Produktions- und Arbeitsprozesse die 
bestehenden Arbeitsplätze und das erreichte 
Einkommensniveau zu erhalten. Dabei ist 
richtig, daß Arbeitsplatz- und Einkommenssi­
cherung nach wie vor die zentrale Aufgabe 
der Betriebsräte darstellt.
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Es ist aber falsch geworden (und war 
wohl nie ganz richtig), daß Betriebsräte eine 
erfolgreiche Schutzpolitik realisieren kön­
nen, ohne sich um die Arbeitsplatzgestaltung 
und d. h. auch die Technikgestaltung zu 
kümmern. Neue Formen der Fertigungs­
steuerung und -kontrolle zerstören bei­
spielsweise die Lohnform Akkord, so daß 
neue, angemessene Formen der Lohnsiche­
rung und der Leistungsbegrenzung gefun­
den werden müssen. Beschäftigungsstände 
beispielsweise in Fertigungssteuerungsab­
teilungen können nicht festgeschrieben wer­
den, wenn wesentliche Fertigungssteue­
rungsfunktionen bei einem neuen System in 
die Werkstatt zurückverlagert werden. Lang­
sam setzt sich die Erkenntnis durch, daß 
ohne Gestaltungspolitik keine Schutzpolitik 
mehr möglich Ist.

Nach unseren Ergebnissen -  die durch 
eine Reihe anderer Studien in der Metallver­
arbeitung gestützt werden -  ist in der BRD 
keine Tendenz zu erkennen, daß die Unter­
nehmensleitungen im Zuge der systemi­
schen Rationalisierung versuchen, die 
Betriebsratsgremien auszuschalten oder 
grundlegend zu schwächen. Im Gegenteil:
An Bedeutung gewonnen hat die Erkenntnis, 
daß den Betriebsräten für die soziale Anpas­
sung von technischen Innovationen und für 
die Einbindung der Beschäftigten in die 
Unternehmenspolitik eine wichtige und pro­
duktive Rolle zukommt. In den weitaus mei­
sten der von uns befragten Betriebe haben 
die Unternehmensleitungen den Betriebsrä­
ten eine Beteiligung am Planungsprozeß 
angeboten und sie so informiert, daß ihnen 
gestaltende Eingriffe möglich gewesen 
wären.

Zwar trifft es zu, daß die frühzeitige und 
umfassende Information der Betriebsräte 
durch die Geschäftsführung in vielen Betrie­
ben ein Hauptproblem Ist. Die Planung und 
Einführung der modernen Informationssy­
steme hat jedoch, wie bereits dargestellt, 
immer stärker den Charakter eines offenen 
Suchprozesses: Auch die Unternehmenslei­
tung verfügt nicht mehr über einen fertigen, 
unveränderbaren Plan, viele Entscheidungen 
werden erst im Laufe des Einführungspro­
zesses getroffen; und auch die Unterneh­
mensleitungen wissen, daß für den Erfolg 
dieses Suchprozesses die Beteiligung der 
betrieblichen Funktionsträger von erhebli­
cher Bedeutung sein kann. Eine Fixierung 
auf unternehmerische Informationsverwei­
gerung könnte den Blick verstellen auf unzu­
reichend genutzte Gestaltungsmöglichkeiten 
durch die Betriebsräte.

Schwachstellen betriebsbezogener 
Gewerkschaftspolitik

Als ein Grundproblem für den Einfluß 
von Gewerkschaften auf betriebliche Gestal­
tungspolitik stellt sich immer mehr das Ver­
hältnis von Gewerkschaftspolitik zu Betriebs­
politik dar. Betriebsbezogene Gewerk­
schaftspolitikwurde bisher wesentlich als 
Vorgabe bundesweiter oder regionaler und 
branchenbezogener Normen und Regelun­

Vor dem Hintergrund der historisch 
gewachsenen Rollenverteilung zwischen 
Management und Gewerkschaften mußte 
den Gewerkschaften jede unmittelbare Mit­
wirkung bei der Gestaltung von Technik und 
Arbeitsorganisation als „Überschreitung 
natürlicher Interessengegensätze“ 
(Bispinck/Helfert 1987) erscheinen. Die 
Tarifpolitik beschränkte sich auf betriebsun­
abhängig regelbare Mindestbedingungen der

gen verstanden, die von den Betriebsräten 
umzusetzen und zu kontrollieren waren. Die 
Institution Betriebsrat wurde als ausführen­
des Organ zentraler Konzepte gesehen, die 
natürlich in ihrer Entstehung mehr oder weni­
ger stark an die Vorstellungen und Aktivitäten 
von Betriebsräten gebunden waren. Tarif- 
konzeptionen und -bewegungen waren und 
sind nur zu einem geringen Teil „Ergebnis 
von Basisdruck und sichtlicher Auflehnungs­
bereitschaft“ (Schauer 1988). Ziel der Tarif- 
Politik war, möglichst weitgehende und glei­
che Mindeststandards und Regelungen für 
alle Beschäftigtengruppen und Wirtschafts­
bereiche zu ereichen.

Hintergrund dieser Vorgehensweise ist 
die Vorstellung eines grundlegenden Wider­
spruchs zwischen Kapital und Arbeit, der 
nicht nur die Gruridstrukuren unserer Gesell­
schaft, sondern auch den Alltag in den 
Betrieben prägt. Deshalb müsse die 
Gewerkschaft versuchen, den machtlosen 
Arbeitnehmer gegen die ständigen Über­
griffe der Managementseite durch möglichst 
weitgehende Regelungen zu schützen, die 
dem Einfluß des Einzelunternehmens entzo­
gen sind.

Entlohnung, der Arbeitsplatzsicherung und 
der menschengerechten Gestaltung der 
Arbeit, sie zielte auf eine Beschränkung des 
Entscheidungsspielraums der Unterneh­
menspolitik In arbeiterrelevanten Bereichen, 
enthält aber keine Beteiligung an unterneh­
merischen Entscheidungsinstanzen (Kurz- 
Scherf 1986).

Alltägliche Betriebspolitik, auch für 
Betriebsräte, besteht aber nur zu einem 
geringen Teil in der puren Ausführung vorge­
gebener Regeln und Normen, sondern In 
einer Vielzahl von Aushandlungsprozessen, 
Konflikten und Kompromissen, die sich nach 
Regelungstraditionen im Betrieb, Routinen, 
der Stärke des Betriebsrats, seinen Bezie­
hungen und seinem Verhandlungsgeschick
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etc. richten. Dieses breite Feld von Betriebs­
politik ist -  wenn es nicht die klassischen 
Formen des Streiks oder des entschiedenen 
Widerstands annahm -  gewerkschaftspoli­
tisch im dunkeln gelassen worden. Zuge­
spitzt kann man sagen, daß es eine gewerk­
schaftliche Betriebspolitik unterhalb der Mit­
bestimmungsstrukturen — und d. h. auch 
unterhalb der grundlegenden Beherr- 
schungs- und Machtverhältnisse -  nicht 
gegeben hat. Die gegenseitigen Abhängig­
keitsverhältnisse zwischen Beschäftigten 
und Management, die ein Mindestmaß an 
Stabilität, an Konsens und Kooperation zwi­
schen den betrieblichen Gruppen erfordert 
(die „betriebliche Sozialerfassung“ ), sind 
dabei nicht mitgedacht.

Das führt dazu, daß Betriebspolitik als 
Domäne des Managements identifiziert wird, 
das sich durch immer neue Rationalisie­
rungsschritte neue Produktivitätsressourcen 
erschließt. Deshalb wurde im Feld der Ratio­
nalisierungsgegenwehr programmatisch das 
andere, die gewerkschaftliche Alternative 
gefordert -  obwohl sie notwendigerweise 
blaß blieb oder gar keine war.

Wenn also, wie dies bei systemischer 
Rationalisierung der Fall ist, der betrieblichen 
Gestaltung höhere Bedeutung zukommt, so 
weitet sich damit ein Politikfeld aus, das 
gerade nicht nach den Regeln zentraler Tarif­
vertragspolitik strukturiert ist. Flinzu kommt, 
daß das Thema Arbeitsplatzgestaltung im 
Sinne von Arbeitsorganisation bisher weder 
als zentraler Gegenstand von Tarifpolitik ver­
standen wurde noch als Kernbereich von 
Betriebsratsarbeit. Arbeitsplatzgestaltung 
verblieb -  auch unter Berücksichtigung der 
Anstöße durch das FldA-Programm -  in der 
Regulierung auf Unternehmens- und 
Betriebsebene. Nur wenn gewerkschaftliche 
Kernthemen dadurch berührt wurden, 
z. B. in Fragen der Lohnsicherheit, wurde 
indirekt auch auf die Arbeitsorganisation Ein­
fluß zu nehmen versucht (vgl. z. B. den Absi­
cherungstarifvertrag von 1978). Aber auch 
dieser Flebel wird durch produktionstechni­
sche und arbeitsorganisatorische Entwick­
lungen sowie Veränderungen der Lohnform 
selbst in Frage gestellt (Tendenz zu Prä­
mien- und Monatslohn). Für den Angestell­
tenbereich hat dieser Flebel nie existiert.

Zu der Ausfüllung der 
Rationalisierungsschutz- 
und Qualifizierungsabkom­
men bedarf es einer unter­
stützenden Infrastruktur, 
damit sie greifen können.

Flistorisches Resultat ist, daß die 
Arbeitsgestaltung bisher aus der gewerk­
schaftlichen Betriebspolitik und der Bethebs­
ratspolitik weitgehend herausgefallen ist. 
Insofern mußte der im Aktionsprogramm 
„Arbeit und Technik“ erstmals an die 
Betriebsräte und Vertrauensleute gestellte 
Anspruch, in allen Betrieben „Alternativen 
zur unternehmerischen Rationalisierungspo­
litik“ zu entwickeln, deren Erstaunen und 
wohl auch Erschrecken hervorrufen: Das war 
ein einschneidender Strategiewechsel, des­
sen Voraussetzungen auf Gewerkschafts­
seite noch nicht hergestellt waren und sind 
(vgl. z. B. Bispinck/FHelfert 1987).

Der Weg, Tarifverträge und Musterbe­
triebsvereinbarungen für betriebliche Anpas­
sungen oder auch Alternativen zu öffnen, ist 
relativ neu und wurde im Zusammenhang mit 
der Arbeitszeitverkürzung, neuen Rationali­
sierungsschutz- und Qualifizierungstarifver­
trägen schrittweise entwickelt. Zu ihrer 
betrieblichen Ausfüllung bedarf es auch 
einer betriebsexternen, unterstützenden 
Infrastruktur, die im Themenbereich systemi­
sche Rationalisierung, insbesondere für 
Maschinenbaubetriebe, bisher nicht herge­
stellt worden ist:

•  Ein Tarifvertragskonzept zu neuen 
Technologien (der umfassende Technologie- 
Tarifvertrag oder Rahmentarifvertrag) ist 
noch nicht in Sicht und braucht entspre­
chend lange Entwicklungszeit; der Flebel 
wird hier eher bei Qualifizierungsmaßnah­
men und Entgeltregelungen angesetzt (vgl. 
z. B. den Tarifvertrag über Weiterbildung in 
Nordbaden/Nordwürttemberg).

•  Auch die Entwicklung von strategi­
schen Alternativen z. B. für betriebliche CIM- 
Anwendungen durch den schmalen gewerk­
schaftlichen „Brain Trust" (Frankfurter FldA- 
Gruppe) muß sich auf einzelne Schwer­
punkte konzentrieren und ist anschließend 
erst noch über Bildungsarbeit und Beratung 
in die Betriebe hineinzuvermitteln.

•  Die Zahl gewerkschaftlicher Experten 
und Beratungsinstanzen, die Betriebsräten 
konkret zur Unterstützung zur Verfügung 
stehen, ist gering, ist höchst ungleich auf die 
Automobil- und Stahlbetriebe konzentriert 
und angesichts der Zahl von Betrieben im 
Maschinenbau vollständig unzureichend.

•  Die Stärkung der Betriebsräte durch 
eine Erweiterung der Mitbestimmungs- 
Rechte bei der Einführung neuer Technolo­
gien (Gesetzesvorschlag des DGB zur 
Änderung des Betriebsverfassungsrechts) 
scheint zur Zeit nicht durchsetzbar (vgl. den 
Gesetzentwurf von CDU/CSU und FDP vom 
16. 6.1988).

Insgesamt scheint das Verhältnis zwi­
schen Gewerkschaften und betrieblicher 
Interessenvertretung im Feld derTechnik- 
und Arbeitsgestaltung gekennzeichnet zu 
sein durch das Warten auf eine zentrale Vor­
gabe auf betrieblicher Seite, durch ein Miß­
trauen gegen betriebliche Kompromisse und 
Experimente auf gewerkschaftlicher Seite. 
Diese blockierte Situation hat das Manage­
ment durch Vorstöße in ehemals originär 
gewerkschaftliche Forderungsbereiche 
genutzt (Abschaffung des Akkords, Grup­
penarbeit, dezentrale Produktionskonzepte, 
kooperatives Projektmanagement, flexible 
Arbeitszeiten).



Die Managementoffensive konzentriert 
sich auf den sensiblen Bereich kooperativer 
Gestaltung. Sie folgt einer durchgehenden 
Logik der Wissensnutzung, der Motivierung 
und Integration. So muß die Einführung 
eines kooperativen Projektmanagements als 
gewichtige Modifikation unternehmerischer 
Planungs- und Entscheidungsprozesse 
bewertet werden, während z. B. Qualitätszir­
kel einen wesentlich begrenzteren Anspruch 
verfolgen. Dennoch ist in beiden Feldern das 
gleiche betriebspolitische Dilemma der 
Betriebsräte zu beobachten.

Die Ausarbeitung einer zentralen 
gewerkschaftlichen Politikvorgabe ist nicht 
nur deshalb schwieriger geworden, weil es 
sich um neue und komplexe Themenfelder 
handelt, sondern auch, weil es der Gewerk­
schaft bisher nicht gelungen ist, in bedeutsa­
mem Umfang die neue Fachintelligenz in den 
Betrieben zu organisieren und zumindest 
Teile der wissenschaftlichen Intelligenz in 
Instituten und Universitäten für ihre Aufga­
ben zu gewinnen. Es käme darauf an, diese 
nicht nur punktuell für eine Tagung einzube­
ziehen (wie z. B. die erste bundesweite 
TINA-Arbeitstagung 1984 oder die derzeiti­
gen Zukunfts-Tagungen), sondern eine lang­
fristige und kontinuierliche Strategiefindung 
im Dialog zwischen wissenschaftlicher For­
schung und betrieblichen Erfahrungen/ 
Anforderungen zu organisieren.

Erosion traditioneller Betriebsratspolitik
Die Forderung nach „betriebsnäherer 

Tarifpolitik“ greift zu kurz, denn neben den 
Defiziten gewerkschaftlicher Unterstüt­
zungsstrukturen haben sich erhebliche 
Schwächen in der betrieblichen Interessen­
vertretung herausgebildet. Die Möglichkeiten 
der Betriebsräte (und Vertrauensleutekörper, 
sofern sie existieren), sich auf die neuen 
Bedingungen der systemischen Rationalisie­
rung einzustellen, werden überbetrieblich 
überschätzt -  nicht nur deshalb, weil sich 
die Öffentlichkeitsarbeit gerne auf spektaku­
läre bzw. vorbildliche Einzelfälle konzentriert.

Ein Großteil der strukturellen Verände­
rungen, die informationstechnische Rationa­
lisierung begleiten bzw. von ihr erzeugt wer­
den, sind bereits angesprochen worden: die 
Verschiebung der Beschäftigtenstruktur mit 
dem Bedeutungsverlust der traditionellen 
Facharbeit, die bisher im Mittelpunkt der 
Betriebsratsrekrutierung und der Vertre­

Zur Bearbeitung der neuen 
Themen mangelt es den 
Betriebsräten oft an Kapa­
zität und Kompetenz.

tungspolitik stand; weiterhin die Verwissen­
schaftlichung der Produktion und Organisa­
tion mit immer schnelleren Zyklen der 
Erneuerung von „Technik-Generationen“ , 
mit der immer unübersichtlicheren Ausdiffe­
renzierung von Fachwissen, das dem 
betrieblichen Erfahrungswissen kaum 
zugänglich ist. Weiterhin der Übergang von 
arbeitsplatzbezogenem oder bereichsbezo­
genem Denken hin zu einem betriebsganz­
heitlichen, systemischen Denken, dem Den­
ken in langfristigen und vernetzten Prozes­
sen, statt in statischen und direkten Ursache- 
Wirkungs-Zusammenhängen.

Zur Bearbeitung dieser neuen Anforde­
rungen mangelt es den Betriebsratsgremien 
an Kapazität und der Kompetenz. Die Zahl 
der Betriebsräte und insbesondere die Zahl 
der freigestellten Betriebsräte reicht, gemes­
sen an den skizzierten Anforderungen, in 
keiner Weise aus. Man müßte die Kapazität 
der Betriebsräte prinzipiell an die Geschwin­
digkeit und Komplexität der Entwicklung des 
Produktionsprozesses koppeln. Die traditio­
nellen Kernaufgaben der Betriebsräte, wie 
Arbeitsplatz- und Einkommenssicherung, 
Leistungskontrolle, Arbeitsschutz und 
Arbeitszeitregelungen, bleiben ja erhalten 
und gewinnen teilweise noch an Komplexität. 
Unter bestimmten Bedingungen haben die 
Betriebsräte leider viel Plausibilität für sich, 
wenn sie behaupten, daß sie für Technik­
gestaltung schlicht keine Zeit haben.

Noch schwieriger ist die Aufgabe der 
Betriebsräte, sich im Umgang mit informatio­
neller Rationalisierung zu qualifizieren. Dafür 
gibt es eine Reihe von Möglichkeiten, die 
aber allesamt im Durchschnittsbetrieb des 
Maschinenbaus nur ansatzweise genutzt 
werden:

•  Einbeziehung der technischen Intelli­
genz im Betrieb in die Betriebsratsarbeit;

•  Anhebung der Grundqualifikation des 
gesamten Betriebsratsgremiums über 
gemeinsame Schulung etc.;

•  Spezialisierung im Betriebsrat durch 
Etablierung von EDV-Spezialisten und/oder 
einen EDV-Ausschuß des Betriebsrats;

•  Nutzung externer Experten;
•  Erfahrungsaustausch mit Betriebsrä­

ten vergleichbarer Betriebe.
Unsere Studien haben gezeigt, daß die 

Kooperationskontakte der Betriebsräte zum 
mittleren Management und zur (EDV-)tech- 
nologischen Fachelite im Betrieb für Informa­
tion und Einfluß entscheidend wichtig sind, 
faktisch aber nur ganz vereinzelt stattfinden 
und in der Regel informell ausgeprägt sind ; 
sie beruhen auf dem persönlichen Engage­
ment einzelner. Ansonsten scheint die 
Abschottung der Ingenieure und Informatiker 
von Betriebsrats- und insbesondere 
Gewerkschaftsarbeit noch weitgehend stabil 
zu sein, sowohl aufgrund des Selbstver­
ständnisses der Ingenieure (individuelle Auf- 
stiegsohentierung, Eigeninteressenvertre­
tung) wie auch aufgrund einer Spaltungsstra­
tegie der Unternehmensleitungen (Aus­
schließlichkeit von fachlicher Karriere und 
Betriebsratstätigkeit).



Es wird die Vorstellung gefördert, nicht 
nur durch Fensterreden, sondern auch durch 
reale „Organisationsentwicklungen“ , daß 
der verantwortungsvolle Ingenieur soziale 
Folgen seiner Berufstätigkeit immer schon 
mitdenke und daß er seine persönlichen 
Anliegen, wie auch seine betriebsbezogenen 
Vorstellungen, insbesondere im Arbeitsteam 
einbringen und umsetzen könne. Für diese 
Perspektive bietet sich gegenwärtig dem 
Ingenieur auch kaum eine Alternative, da 
Betriebsrat und betriebliche Technik-Arbeits­
kreise, soweit sie existieren, bisher nicht die 
Gremien sind, in denen Ingenieursprobleme 
aufgehoben wären.

Wahrscheinlich eröffnet erst ein langfri­
stig angelegtes und qualifiziertes Eindringen 
von gewerkschaftlicher Betriebspolitik in 
Arbeits- und Technologiegestaltung eine 
solide Grundlage, um Ingenieure nicht nur zu 
funktionalisieren, sondern materiell zu inter­
essieren und in Interessenvertretungsstruk­
turen einzubinden. Die schnelle Spekulation 
auf die Proletarisierung der Ingenieure hat 
sich jedenfalls nicht eingelöst.

Die fehlende Unterstützung aus dem 
Angestelltenbereich für die Betriebsräte 
drückt sich allein schon darin aus, daß deren 
Informationen über laufende Projekte und 
Umstellungen sowie der fachliche Beistand 
seitens dieser Gruppen gering sind. Aber 
auch im (Fach-)Arbeiterbereich haben Ero­
sionsprozesse stattgefunden, die dazu füh­
ren, daß das Bild des selbstbewußten, selb­
ständigen und variabel qualifizierten Fachar­
beiters, der seine arbeitsbezogenen Interes­
sen weitgehend selbständig vertreten kann 
und darüber hinaus den Betriebsrat stützt, 
weitgehend der Vergangenheit angehört. 
Betriebliche Arbeitsteilung, Automatisierung 
und Standardisierung sind auch in typischen 
Facharbeiterbereichen so weit vorangetrie­
ben, daß ihnen die Fähigkeiten zu vielfältiger 
Intervention und Improvisation abgewöhnt 
worden sind. Auf die Perspektive der Aufga­
benanreicherung zum Beispiel in Fertigungs­
inseln haben viele Meister und Facharbeiter 
auch aus diesem Grund abwehrend reagiert.

Zur Zeit scheinen, was die Arbeits- und 
Technologiegestaltung angeht, auch die 
Arbeiter weitgehend von der Tätigkeit des 
Betriebsrats abgekoppeltzu sein. Das hat 
sich sicher mit der systemischen Rationali­
sierung verschärft, die ein Verständnis des

Rationalisierungsprozesses aus Sicht des 
Einzelarbeitsplatzes noch mehr erschwert 
und die Individualisierung fördert. Das hat in 
den von uns untersuchten Betrieben dazu 
geführt, daß gleichzeitig mit der Schwächung 
der Eigeninteressenvertretung am Arbeits­
platz auch aus dem Arbeiterbereich die Infor­
mation über Veränderungen am Arbeitsplatz 
und die Unterstützung für Gestaltungsinitiati­
ven des Betriebsrats ausgedünnt waren und 
die fallweise vorhandenen Vertrauensleute­
körper dies nicht kompensieren konnten.

Ein Fazit daraus ist, daß der Entwick­
lungspfad, den eine erhebliche Zahl von 
Betriebsräte einzuschlagen beginnt, höchst 
gefährlich ist und diese Distanz noch ver­
stärkt: mit Hilfe von EDV-Fachleuten hoch­
komplexe Regelungen auszuhandeln, die 
von den normalen Kollegen weder verstan­
den noch mitgetragen werden können. Die 
relative Hilflosigkeit der Gewerkschaften und 
Betriebsräte gegenüber systemischer Ratio­
nalisierung muß erst einmal wieder die 
Augen dafür öffnen, daß die originäre Basis 
der Interessenvertretung im Betrieb weitge­
hend zerstört ist: die direkte Meinungsbil­
dung und arbeitsplatznahe Interessenvertre­
tung durch die Betroffenen selbst.

Es wäre einer ausführlichen historischen 
Studie wert, wie die Eigeninteressenvertre­
tung der Arbeitnehmer nach und nach durch 
Arbeitsteilung und zentrale Steuerung, aber 
auch durch den Aufbau institutionalisierter 
Interessenvertretung eingeschränkt worden 
ist. Der Aufbau institutionalisierter betriebli­
cher Interessenvertretung war Reaktion auf 
die Erosion der Facharbeiterkompetenz und 
-autonomie durch Taylorismus und Fordis­
mus. Inzwischen ist sie auch zu einem 
Mechanismus der Enteignung der Arbeitneh­
mer von der Möglichkeit und Fähigkeit zur 
Eigeninteressenvertretung geworden.

Gerade in einer Phase, in der die 
Bedeutung der einzelnen Arbeitsfunktion 
sinkt, müssen das Verständnis und der 
Zugriff der Beschäftigten auf das Produk­
tionssystem erhöht werden. Daher müßten 
durch Tarifvertrag verstärkt arbeitsplatznahe 
Informations-, Qualifikations- und Meinungs­
bildungsstrukturen geschaffen werden (zum 
Beispiel Abteilungsversammlungen, Weiter- 
bildungs- und Mitbestimmungszeit für alle 
Beschäftigten während der Arbeitszeit), die 
die Beschäftigten wieder stärker an das Ver­
ständnis der neuen Produktionskonzepte 
und an die Betriebsratsarbeit heranführen. 
Die Funktionsüberfrachtung der Betriebsräte 
könnte zugunsten einer Rückverlagerung 
von Interessenvertretung direkt an den 
Arbeitsplatz oder in das Arbeitssystem (Mit­
bestimmung am Arbeitsplatz) und eine dar­
aus wieder erwachsende Unterstützung aus 
den Arbeiter- und Angestelltenbereichen 
heraus abgebaut werden.

In diesem Zusammenhang sollten 
einige Gefahren früh gesehen werden. Eine 
Gefahr liegt in der Überschätzung und Über­
frachtung der Beteiligung der Betroffenen. 
Für viele gilt das Interesse der Arbeitnehmer 
an Beteiligung als selbstverständlich, quasi 
als naturgegeben. Und: Die Ausweitung der 
Beteiligung auf alle von Unternehmensstra­
tegien dominierten Themenfelder wird als 
Garant für eine Gestaltung im „wirklichen 
Arbeitnehmerinteresse“ hervorgezaubert.



Die Analyse von Beteiligungsinitiativen zeigt 
dagegen, daß es sich in der Regel um aktive 
Minderheiten handelt, daß sich die Mehrheit 
der Arbeitnehmer einer Gestaltungsheraus­
forderung gegenüber zurückhaltend bis 
ablehnend verhält. Das Beteiligungsinter­
esse aller als Basis einer neuen Betriebspoli­
tik vorauszusetzen, scheint mir fahrlässig -  
es kommt eher darauf an, Raum für Einfluß 
und Gestaltung zu öffnen, den die wenigen 
Engagierten nutzen können und evtl, wei­
tere, bisher passive Arbeitnehmer nachzie­
hen können.

Dabei ist ein weiterer Befund hilfreich: 
Die Politisierung des betrieblichen Alltags ist 
-  neben klassischen Themen -  in den letz­
ten zwanzig Jahren über gesellschaftspoliti­
sche Themen gelaufen, das heißt über 
außerbetriebliche Einflüsse. Umweltschutz, 
Datenschutz und Friedenssicherung bestim­
men zunehmend betriebliche und gewerk­
schaftliche Diskussionen, betriebliche Aktivi­
tät ist zunehmend mit außerbetrieblichem 
Engagement in diesen Fragen gekoppelt.
Das verweist einmal darauf, daß gewerk­
schaftliche Betriebspolitik stärker von 
lebensweltlichen Erfahrungen und Vorstel­
lungen beeinflußt und das heißt auch, abhän­
gig wird. Die „Umkehrung der biographi­
schen Politisierungskurve“ (Kern 1988) führt 
zu der Forderung, Gewerkschaften wieder 
stärker kulturell in der Kommune zu veran­
kern (siehe hierzu den Artikel von Dietrich 
Lange in diesem Heft).

Solange dies nicht der Fall ist, ist eine 
Ausweitung der Mitbestimmungsforderung, 
zum Beispiel auf Produktgestaltung und 
Umweltfragen, nur sehr vorsichtig anzuge­
hen. So sehr es gesellschaftspolitisch zu 
begrüßen ist, daß diese Forderungen im letz­
ten Jahr öffentlich erhoben wurden (Stein­
kühler, Bleicher 1988), so riskant sind sie in 
bezug auf die Arbeitnehmer. So sind die 
materiellen Anknüpfungspunkte für die ver­
schiedenen Beschäftigtengruppen genau zu 
prüfen und die Infrastruktur dafür herzustel­
len (Information, Fortbildung, Foren der Mei­
nungsbildung), um sicherzugehen, daß ein 
relevanter Anteil der Beschäftigten diese 
Beteiligungsangebote auch nutzt (vgl. Hilde­
brandt 1987).

Wenn man den Anspruch der breiten 
Demokratisierung mit den betrieblichen 
Beteiligungsangeboten der Unternehmer 
vergleicht, zeigt sich eine zweite Gefahr: die 
Polarisierung der Beteiligungschancen. Es 
besteht die Tendenz, daß die Polarisierung 
der Arbeitsbedingungen sich in das Beteili­
gungsfeld hinein fortsetzt. Differenzierende 
und aussondernde Managementstrategien 
haben bereits dazu geführt, daß die Beteili­
gung an betrieblicher Fortbildung höchst

ungleich zugunsten der oberen Angestellten 
verteilt ist (BiBB 1988); Kißler führt die Erfah­
rung mit dem französischen Arbeitermitspra- 
cherecht an (Kißler 1987); Zwickel fürchtet 
sogar „sozialpolitische Schutzparks für wil­
dernde Yuppie-Unternehmer“ (Handelsblatt 
vom 23. 11.1987). Diese Gefahr ist sehr 
real, insbesondere deshalb, weil es den 
Unternehmern darauf ankommt, betriebliche 
Beteiligungen im Bereich freiwilliger, selekti­
ver und rücknehmbarer Angebote zu 
belassen.

Die Betriebe als Experimentierfelder für 
gewerkschaftliche Gestaltungspolitik 
nutzen

Damit kommen wir wieder auf die 
Schranke traditioneller Betriebspolitik der 
Gewerkschaften zurück, die ich als Dilemma 
zwischen Mitgestaltung und Mitverantwor­
tung bezeichnen möchte. Dieses Beteili- 
gungsdilemma läßt sich am Beispiel der Pro­
jektteams bei der Einführung von PPS- 
Systemen ebensogut illustrieren wie an den 
Qualitätszirkeln oder an den Arbeitskreisen 
„Alternativer Produktion“ . Es besteht darin, 
daß die traditionelle Rollenzuschreibung 
zwischen dem Managementals Organisator 
der Produktion und den Gewerkschaften/ 
betrieblichen Interessenvertretern als sozia­
len Kontrolleuren und Korrektoren (insbe­
sondere der Verteilung der Ergebnisse der 
Produktion) immer weniger aufrechterhalten 
werden kann. Diese Trennung hält die 
Gewerkschaften und ihre betrieblichen 
Organe auf einer rein reaktiven und reparati­
ven Position fest, schließt präventiv gestal­
tende Politik als Grenzüberschreitung prinzi­
piell aus. Das führt zu dem Kuriosum, daß die 
Gewerkschaften ständig versuchen, die 
Unternehmer zu etwas zu zwingen, was

nach ihrer eigenen Unternehmerdefinition 
eigentlich ausgeschlossen ist. Dadurch, daß 
sich das Management nun aus eigenen Moti­
ven für solche Forderungen öffnet, wird 
außerdem die eigene Forderung in Frage 
gestellt, weil die jetzt mit dem Risiko der 
Sozialtechnik behaftet ist. Der Umweltschutz 
ist der aktuellste und vielleicht entschei­
dende Anstoß dafür, daß vorbeugend in die 
Produktionsstrukturen eingegriffen werden 
muß. Dies wird von den Gewerkschaften auf 
gesamtgesellschaftlicher Ebene durchaus 
gefordert, in den Betrieben aber kaum geför­
dert. Denn: Hier dominiert die Unternehmer­
seite, hier sind die Arbeitnehmervertreter oft 
überfordert und kompromißbereit, überse­
hen die Fallstricke der Unternehmer etc. Ent­
sprechende Bedenken seitens der Gewerk­
schaftsführung sind richtig, haben aber zu 
dem falschen Ergebnis geführt, daß in den 
Betrieben auf die Vorgaben der Zentrale 
gewartet wird, während umgekehrt unkon­
trollierte Experimente an der Basis von der 
Zentrale mehr oder weniger negativ sanktio­
niert werden. Ich denke, daß der Zentrale gar 
nichts anderes übrigbleibt, als diese Experi­
mente zuzulassen. Mehr noch: Die Gewerk­
schaft sollte sie zulassen, unterstützen, aus­
werten und für eine Strategiefindung ausnut­
zen. Das würde eine Renaissance von 
gewerkschaftlicher Betriebspolitik einleiten, 
die mobilisiert, qualifiziert, die betriebliche 
Interessenvertretung stärkt und vielfältige 
Erfahrungen produziert. Wenn die IG Metall 
diese Experimente und die Auswertung der 
Erfahrungen organisiert, kann sie der Belie­
bigkeit und Betriebsborniertheit von 
Betriebspolitik, die sich zur Zeit naturwüch­
sig breitmacht, mit Strategien entgegenwir­
ken, die in den Betrieben und von den Mit­
gliedern erprobt wurdèn.

Zeitbomben ticken unter 
der Erde. Um jedoch Mit­
bestimmung bei Umwelt­
fragen erfolgreich durch­
führen zu können, muß die 
Beteiligung relevanter 
Anteile der Arbeitnehmer 
sichergestellt sein.



Fassen wir die Anforderungen an eine 
Betriebspolitik flankierende Tarifpolitik aus 
der Sicht betrieblicher Defizite zusammen:

•  Sie sollte nach wie vor inhaltliche Min­
destnormen enthalten, aber Im Bereich der 
Beteiligungsrechte über den ganzen Prozeß 
systemischer Rationalisierung aufgebaut 
werden.

•  Tarifpolitik sollte sich als vordringliche 
Zukunftsaufgabe das neue Feld der Arbeits­
organisation und Arbeitsgestaltung erschlie­
ßen.

•  Tarifpolitik muß Betriebspolitik durch 
die Bereitstellung einer Infrastruktur unter­
stützten und mit ihr in einen ständigen Dis­
kurs über Gestaltungskriterien treten.

•  Der Betriebsrat sollte nicht mehr allei­
niger Adressat einer offeneren Tarifpolitik 
sein. Betriebspolitik beruht auf der Eigenin­
teressenvertretung der Beschäftigten, der 
institutionalisierten Interessenvertretung und 
ihrem Verhältnis zueinander. Eigeninteres­
senvertretung der Arbeiter und Angestellten 
am Arbeitsplatz setzt laufende Qualifizierung 
voraus. Will der Betriebsrat seinen Einfluß 
behalten, bedarf es der Einbeziehung der 
Techniker und Ingenieure in Bethebsrats­
und Vertrauensleutearbeit. Beides kostet 
Zeit neben der unmittelbaren Berufstätigkeit: 
Informations-, Qualifizierungs- und Beteili­
gungszeit innerhalb der Arbeitszeit.

•  Mögliche Formen, die Betriebspolitik 
annehmen kann, sind bisher wenig disku­
tiert. Als Organisationsphnzipien von 
Bethebspolitik lassen sich vier Prinzipien 
nennen: die Organisation in kleinen und 
übersichtlichen Einheiten; die Organisation 
von Rückmeldungen zwischen den verschie­
denen betroffenen Personen und Gruppen 
bezüglich der Auswirkungen; die Ermögli­
chung der Eigeninteressenvertretung der 
Arbeitnehmer, die Herstellung persönlicher 
Beziehungen und Verantwortlichkeiten; die 
Öffnung der rein fachwissenschaftlichen 
Deskription von Technik und Organisation für 
das Alltagswissen und die lebensweltliche 
Erfahrung der Arbeitnehmer.

•  Die Einbeziehung regionaler und loka­
ler Interessen und Politikprozesse in 
Betriebspolitik, der Aufbau einer ergänzen­
den überbetrieblichen Infrastruktur der 
Gewerkschaften.

•  Abschließend sei noch einmal auf die 
spezifische Sichtweise dieses Beitrags hin­
gewiesen: Es kam darauf an, die bisherige 
Schwäche von gewerkschaftlicher Betriebs­
politik und deren wachsende Bedeutung im 
Zuge systemischer Rationalisierung heraus­
zuarbeiten. Das bedeutet, daß die gleichzei­
tig stattfindenden Prozesse der Relativierung 
von Betriebspolitik (zum Beispiel durch über­
betriebliche Datenvernetzung, durch Kon­
zernverbünde, durch Zuliefererabhängigkei­
ten) zwar gesehen, aber hier nicht behandelt 
wurden.


